
Informelles Treffen der EU-Finanzminister im polnischen Breslau

Kein Musikgehör für US-Finanzminister
Timothy Geithner kam mit seinen Vorschlägen bei den Finanzministern der Eurozone nicht gut an

V O N  M A R I A N N E  T R U T T M A N N
( B R E S L A U )

Die EU und die USA verfolgen bei
der Bekämpfung der Folgen der Eu-
rokrise nicht die gleiche Wellenlän-
ge. „Es gibt da eine leichte Diffe-
renz“, erklärte der Präsident der Eu-
rogruppe, Jean-Claude Juncker, nach
dem Treffen der Finanzminister der
Eurozone mit US-Finanzminister Ti-
mothy Geithner. 

Wie bereits bei früherer Gelegen-
heit forderte Geithner die EU auf,
die Krise energisch zu bekämpfen
und ebenso wie die USA ein Kon-
junkturankurbelungsprogramm
aufzulegen. 

Konsolidierung
hat Priorität

Dies kommt laut Juncker nicht in
Frage, weil in der Eurozone die
Konsolidierung der Staatsfinanzen
im Vordergrund stehe.

Auch für eine massivere Auswei-
tung des Rettungsschirmes EFSF
hat Geithner offenbar Vorschläge
gemacht. Dies sei eine Frage, die
nicht mit einem Nichtmitglied der
Eurozone besprochen werde, äu-

ßerte sich der Eurogruppenchef
dazu einsilbig. Geithners drastische
Ausführungen kamen bei den Fi-
nanzministern der Eurozone nicht
besonders gut an. Der deutsche Fi-
nanzminister Wolfgang Schäuble
wies seinen US-Kollegen darauf
hin, dass man nicht alles auf dem
Rücken des Steuerzahlers finanzie-
ren könne und deshalb für eine
Transaktionssteuer sei. Dies wie-
derum hörte der Amerikaner nicht
gern. 

Mit der laut Juncker abgestimm-
ten Aussage: „Wir ergreifen starke
Maßnahmen auf weltweiter Ebene,

um finanzielle Stabilität zu erhal-
ten, Vertrauen wiederherzustellen
und Wachstum zu unterstützen“
wurden am Schluss die offensichtli-
chen Dissonanzen überspiegelt. 

Differenzen
„sehr schädlich“

Gegenüber Agenturen erklärte
Geithner, dass sowohl die Differen-
zen unter den Euroländern als auch
mit der Europäischer Zentralbank
(EZB) „sehr schädlich“ seien. Die
USA, deren Verschuldung deutlich
höher liegt als diejenige der Euro-
zone, hatten sich bereits mehrmals

besorgt gezeigt über deren Folgen
für die Weltkonjunktur. Obwohl bei
den halbjährlich im EU-Präsident-
schaftsland stattfindenden infor-
mellen EU-Finanzministertreffen
des Öfteren Gäste eingeladen sind,
ist die Teilnahme eines US-Finanz-
ministers eher ungewöhnlich. Die
Finanzminister, die sich in der
„Jahrhunderthalle“ in Breslau tref-
fen, ließen sich von der Unruhe an
den Märkten nicht merklich beein-
flussen. Sie versuchten vor allem
Druck aufzusetzen, dass all die ver-
einbarten Maßnahmen, die teils
noch in den nationalen Parlamen-
ten hängig sind, möglichst schnell
in Kraft gesetzt werden können.
Dies gilt etwa für die Zustimmung
zur Verstärkung des Rettungsschir-
mes EFSF, die momentan vor allem
in Deutschland viel zu reden gibt.
Bereits definitiv zugestimmt haben
Frankreich, Spanien, Belgien und
Luxemburg. Bis Mitte Oktober soll
laut Juncker auch die Ratifikation
durch die übrigen Länder vorlie-
gen. Klar ist mittlerweile, dass Län-
der, welche den Rettungsschirm
beanspruchen, nur den Zins bezah-
len müssen, der für die Aufnahme
der Kredite sowie die Operations-

kosten nötig ist. Die ursprüngliche
Idee, die Zinsen für die Hilfspakete
prohibitiv hoch anzusetzen, wurde
damit völlig aufgegeben. Noch
nicht definitiv geregelt ist das Pro-
blem mit den von Finnland verlang-
ten Sicherheiten für einen EFSF-
Kredit an Griechenland. Man ar-
beite daran, hieß es gestern. Bereits
klar ist, dass Länder, die solche
Pfänder von Griechenland verlan-
gen, dafür bezahlen müssen. In
Griechenland werde die Troika
demnächst wieder die Arbeit auf-
nehmen und bis Ende September
ihren Bericht vorlegen, ob die Vor-
aussetzungen für die Auszahlung
der nächsten Kredittranche erfüllt
seien, erklärte Währungskommis-
sar Olli Rehn. Im Oktober werde
dann über die Auszahlung entschie-
den. Nicht auf der Agenda des Tref-
fens stand die Einführung von Eu-
robonds, wo derzeit von der Kom-
mission eine tiefgehende Analyse
erarbeitet wird. Nach seiner Mei-
nung gefragt, sagte Rehn, dass dafür
die Verstärkung der wirtschaftspo-
litischen Führung der Eurozone
Voraussetzung sei. Andernfalls
würden „die Eurobonds zu Junk-
bonds“ meinte der Kommissar. 
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EU-Kommissarin Viviane Reding warnte
als Gastrednerin des CDU/CSU-
Freundeskreises vor einem neuen
Euro-Pessimismus. (FOTO: GUY JALLAY)

Europa nicht kaputtreden! 
EU-Kommissarin Viviane Reding will den Bürgern wieder das Vertrauen in die europäische Einigung zurückgeben

V O N  A N D R É E  W I E T O R

Für EU-Kommissarin Viviane Re-
ding steht Europa heute an einer
Weggabelung: Entweder es wird in-
tergouvernementaler oder aber
seine Institutionen wachsen stärker
zusammen, wobei die Christdemo-
kraten eindeutig für die Gemein-
schaftsmethode eintreten. Selbst
die Großen in Europa sind auf glo-
baler Ebene heute häufig klein, und

gemeinsam haben die Mitgliedstaa-
ten einfach mehr Gewicht, wie die
Europapolitikerin unlängst in einer
Rede vor dem CDU/CSU-Freun-
deskreis Luxemburg in Luxemburg
betonte.

Mehr
Optimismus nötig

Viviane Reding kritisiert vor allem
das Kaputtreden. Während Ameri-
kas Bankrott kaum in den Medien

diskutiert wurde, wurde in ameri-
kanischen Medien Europas Zerfall
verkündet, was auch noch prompt
von europäischen, allen voran den
deutschen Medien aufgegriffen
wurde. Anstatt das Ende Europas
anzukündigen, sobald ernste
Schwierigkeiten zu bewältigen sei-
en, müsse gezeigt und von den Me-
dien betont werden, dass Europa
funktioniert, dass es effektive Maß-
nahmen ergreifen kann zur Bewäl-
tigung der aktuellen und zukünfti-
gen Probleme. Aus der Krise sei die
Lehre zu ziehen, dass erstens Kri-
sen in anderen Erdteilen nach
Europa überschwappten und zwei-
tens Probleme in einem EU-Staat
sich auf alle anderen Mitgliedstaa-
ten auswirkten. 

Gegensteuern
gefordert

Seit der Einführung des Euros hat
Europa zehn Jahre Stabilität erlebt,
die man hätte nutzen müssen, um
Reserven anzulegen für schlechtere
Zeiten. Außerdem habe man ver-
säumt, Instrumente zu schaffen, die
schlechtes Wirtschaften unterbän-
den. Die Reform, die Deutschland
und Frankreich 2005 durchgesetzt
hätten, habe den Stabilitätspakt und
das Vertrauen in den Euro sehr
geschwächt, weshalb es unglaub-
würdig sei, wenn sie jetzt vorgeben,
die Probleme Europas lösen zu wol-
len. 

Instrumente wie das europäische
Semester seien jetzt eingeführt und
die Wirtschaftsregierung, die mit
der Überwachung der Haushalte
bereits begonnen habe, müsse ver-
tieft werden. Doch das Eurobaro-
meter zeige unmissverständlich,
dass die Bürger Europas immer we-
niger Vertrauen hätten, sowohl in
ihre nationalen Vertreter als auch

in die Europa-Politiker. Aber De-
mokratie baue auf Vertrauen! Au-
ßerdem fehle es den Europäern an
Optimismus bezüglich ihrer Zu-
kunft. 

Politiker müssten Hoffnung ge-
ben und angesichts dieser negati-
ven gesellschaftspolitischen Ent-
wicklung gegensteuern. Um dies zu
erreichen, müssten sie unter ande-
rem zeigen, dass sie schnell ent-
scheiden können. Doch Initiativen
der Kommission fänden in den Me-
dien oft wenig Beachtung und nütz-
liche Maßnahmen würden in den
Verhandlungen zerredet. 

Als Beispiel nannte die EU-Kom-
missarin eine europaweite Hotline
für vermisst gemeldete Kinder.
Diese habe sie vor zehn Jahren
vorgeschlagen. Deutschland habe
sie dieses Jahr eingeführt, während
es sie in etwa zehn Staaten noch
nicht gebe. Ein Bürgerschaftsbe-
richt, den Frau Reding in Auftrag
gab und den man auf ihrer Home-
page einsehen kann, analysiert, mit
welchen Alltagsproblemen die
Menschen in Europa konfrontiert
sind. Diese Probleme gelte es anzu-
gehen, um das Vertrauen in Europa
und seine Politiker zu stärken. Vi-
viane Reding will sich dafür einset-
zen, dass Mindestrechte der Bürger
garantiert werden und ein neues
Vertragsrecht geschaffen wird, das
europaweit auf freiwilliger Basis
genutzt werden kann. Der freie
Verkehr von Personen und Gütern
müsse gestärkt werden und ein eu-
ropäischer Staatsanwalt geschaffen
werden, der Kriminelle zur Re-
chenschaft zieht, die den freien
Verkehr missbrauchen. Erklärtes
Ziel sei es, das Leben der Menschen
in Europa einfacher zu machen und
auf diese Weise das Vertrauen in
die Zukunft zu stärken.

Deutsche ESM-Abstimmung erst 2012
Die deutsche schwarz-gelbe Koalition ge-
winnt im Ringen um den Euro-Rettungs-
kurs mehr Zeit. Der Bundestag wird wahr-
scheinlich erst Anfang nächsten Jahres
über den dauerhaften Rettungsfonds ESM
entscheiden, bestätigten Koalitionskreise
am Freitag in Berlin. Der permanente
Hilfsfonds soll Mitte 2013 starten, es
besteht also kein Zeitdruck. Ursprünglich
sollte das Parlament schon Ende des
Jahres abstimmen. Mit der Verzögerung
kann die Koalition auch den erwarteten

Mitgliederentscheid der „Euro-Rebellen“ in
der FDP gelassener abwarten. Diese wollen
den Fonds ESM verhindern. Nach der
scharfen Kritik von Vizekanzler und FDP-
Chef Philipp Rösler am Euro-Rettungskurs
legten die Liberalen in einer Umfrage zu. Im
bundesweiten ARD-Deutschlandtrend ge-
wann die FDP zwei Punkte auf fünf Prozent
hinzu. Am Sonntag wird in Berlin gewählt.
Kanzlerin Angela Merkel (CDU) bekräftigte,
alles zu tun, was der Euro-Stabilisierung
diene. (dpa)


